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1. Konsumentenschutzgesetz (KSchG) 
 

Rücktrittsrecht 

§ 3. 

 (1) Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom Unternehmer für seine 

geschäftlichen Zwecke dauernd benützten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer 
Messe oder einem Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder 

vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder danach 

binnen 14 Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die 

zumindest den Namen und die Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrags 

notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die 

Vorgangsweise für die Ausübung des Rücktrittsrechts enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch 

mit dem Zustandekommen des Vertrags, bei Kaufverträgen über Waren mit dem Tag, an dem der 

Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. Ist die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, 

so steht dem Verbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist von zwölf Monaten und 14 Tagen ab 

Vertragsabschluss beziehungsweise Warenlieferung zu; wenn der Unternehmer die 
Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die 

verlängerte Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher die Urkunde erhält. 

(2) Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer oder ein mit ihm 

zusammenwirkender Dritter den Verbraucher im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt oder 

einer ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles Ansprechen auf der Straße in 

die vom Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat. 

(3) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Unternehmer oder dessen Beauftragten  

zwecks Schließung dieses Vertrages angebahnt hat, 

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten  

oder ihren Beauftragten vorangegangen sind, 

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie  

üblicherweise von Unternehmern außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und  

das vereinbarte Entgelt 25 Euro, oder wenn das Unternehmen nach seiner Natur nicht in  

ständigen Geschäftsräumen betrieben wird und das Entgelt 50 Euro nicht übersteigt, 

4. bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz oder dem 

Versicherungsvertragsgesetz unterliegen, oder 

5. bei Vertragserklärungen, die der Verbraucher in körperlicher Abwesenheit des Unternehmers 

abgegeben hat, es sei denn, dass er dazu vom Unternehmer gedrängt worden ist. 

(4) Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist 

gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird. 

(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten, 

wenn der Unternehmer gegen die gewerberechtlichen Regelungen über das Sammeln und die 

Entgegennahme von Bestellungen auf Dienstleistungen (§ 54 GewO 1994), über das Aufsuchen von 

Privatpersonen und Werbeveranstaltungen (§ 57 GewO 1994) oder über die Entgegennahme von 

Bestellungen auf Waren von Privatpersonen (§ 59 GewO 1994) verstoßen hat. Die Bestimmungen des 

Abs. 1, Abs. 3 Z 4 und 5 und Abs. 4 sind auch auf dieses Rücktrittsrecht anzuwenden. Dieses steht 

dem Verbraucher auch in den Fällen des Abs. 3 Z 1 bis 3 zu. 

  



§ 3a. 

 (1) Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag weiters zurücktreten, 

wenn ohne seine Veranlassung für seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der Unternehmer 

im Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich 

geringerem Ausmaß eintreten. 

(2) Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs. 1 sind 

1. die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten, die erforderlich ist, damit die 

Leistung des Unternehmers erbracht oder vom Verbraucher verwendet werden kann, 

2. die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile, 

3. die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und 

4. die Aussicht auf einen Kredit. 

(3) Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist beginnt zu laufen, sobald für 

den Verbraucher erkennbar ist, dass die in Abs. 1 genannten Umstände nicht oder nur in erheblich 

geringerem Ausmaß eintreten und er eine schriftliche Belehrung über dieses Rücktrittsrecht erhalten 
hat. Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch spätestens einen Monat nach der vollständigen Erfüllung des 

Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bankverträgen mit einer ein Jahr übersteigenden 

Vertragsdauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen des Vertrags. 

(4) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn 

1. er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder wissen musste, dass die maßgeblichen 

Umstände nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden, 

2. der Ausschluss des Rücktrittsrechts im Einzelnen ausgehandelt worden ist, 

3. der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des Vertrags bereit erklärt oder 

4. der Vertrag dem Versicherungsvertragsgesetz unterliegt. 

(5) Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß. 

 

  



2. Fern- und Auswärtsgeschäftegesetz (FAGG) 
 

Geltungsbereich 

§ 1. 

 (1) Dieses Bundesgesetz gilt für Fernabsatz- und außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene 

Verträge (Fern- und Auswärtsgeschäfte) zwischen Unternehmern und Verbrauchern (§ 1 KSchG). 

(2) Dieses Bundesgesetz gilt – soweit in § 8 Abs. 4 nicht anderes bestimmt ist – nicht für 

Verträge, 

1. die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden (§ 3 Z 1) und bei denen das vom 

Verbraucher zu zahlende Entgelt den Betrag von 50 Euro nicht überschreitet, 

2. über soziale Dienstleistungen einschließlich der Bereitstellung und Vermietung von 

Sozialwohnungen, der Kinderbetreuung oder der Unterstützung von dauerhaft oder 
vorübergehend hilfsbedürftigen Familien oder Personen einschließlich Langzeitpflege, 

3. über Gesundheitsdienstleistungen gemäß Artikel 3 Buchstabe a der Richtlinie 2011/24/EU über 
die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. 

Nr. L 88 vom 4.4.2011 S. 45, unabhängig davon, ob sie von einer Einrichtung des 

Gesundheitswesens erbracht werden, dies mit Ausnahme des Vertriebs von Arzneimitteln und 

Medizinprodukten im Fernabsatz, 

4. über Glücksspiele, die einen geldwerten Einsatz verlangen, einschließlich Lotterien, Glücksspiele 

in Spielkasinos und Wetten, 

5. über Finanzdienstleistungen, 

6. über die Begründung, den Erwerb oder die Übertragung von Eigentum oder anderen Rechten an 

unbeweglichen Sachen, 

7. über den Bau von neuen Gebäuden, erhebliche Umbaumaßnahmen an bestehenden Gebäuden 

oder die Vermietung von Wohnraum, 

8. über Pauschalreisen im Sinn von Art. 3 Z 2 der Richtlinie (EU) 2015/2302 über Pauschalreisen und 

verbundene Reiseleistungen, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der 

Richtlinie 2011/83/EU sowie zur Aufhebung der Richtlinie 90/314/EWG, ABl. Nr. L 326 vom 

11.12.2015 S. 1, 

9. die in den Geltungsbereich der Richtlinie 2008/122/EG über den Schutz der Verbraucher im 

Hinblick auf bestimmte Aspekte von Teilzeitnutzungsverträgen, Verträgen über langfristige 

Urlaubsprodukte sowie Wiederverkaufs- und Tauschverträgen, ABl. Nr. L 33 vom 3.2.2009 S. 10, 

fallen, 

10. die vor einem öffentlichen Amtsträger geschlossen werden, der gesetzlich zur Unabhängigkeit 

und Unparteilichkeit verpflichtet ist und durch umfassende rechtliche Aufklärung sicherzustellen 
hat, dass der Verbraucher den Vertrag nur aufgrund gründlicher rechtlicher Prüfung und in 

Kenntnis seiner rechtlichen Tragweite abschließt, 

11. über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sonstigen Haushaltsgegenständen des 

täglichen Bedarfs, die vom Unternehmer im Rahmen häufiger und regelmäßiger Fahrten am 

Wohnsitz, am Aufenthaltsort oder am Arbeitsplatz des Verbrauchers geliefert werden, 

12. die unter Verwendung von Warenautomaten oder automatisierten Geschäftsräumen 

geschlossen werden, 

13. die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe öffentlicher Fernsprecher zu deren 

Nutzung geschlossen werden oder die zur Nutzung einer einzelnen von einem Verbraucher 

hergestellten Telefon-, Internet- oder Faxverbindung geschlossen werden. 

 

  



 

Beginn der Vertragserfüllung vor Ablauf der Rücktrittsfrist 

§ 10. 

 Hat ein Fernabsatzvertrag oder ein außerhalb von Geschäftsräumen geschlossener Vertrag eine 

Dienstleistung, die nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge angebotene 

Lieferung von Wasser, Gas oder Strom oder die Lieferung von Fernwärme zum Gegenstand und 

wünscht der Verbraucher, dass der Unternehmer noch vor Ablauf der Rücktrittsfrist nach § 11 mit 

der Vertragserfüllung beginnt, so muss der Unternehmer den Verbraucher dazu auffordern, ihm ein 

ausdrücklich auf diese vorzeitige Vertragserfüllung gerichtetes Verlangen – im Fall eines außerhalb 

von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrags auf einem dauerhaften Datenträger – zu erklären. 

 

 

  



3. Fernfinanzdienstleistungsgesetz (FernFinG) 
 

Rücktrittsrecht 

§ 8. 

 (1) Der Verbraucher kann vom Vertrag oder seiner Vertragserklärung bis zum Ablauf der in 

Abs. 2 genannten Fristen zurücktreten. 

(2) Die Rücktrittsfrist beträgt 14 Tage, bei Lebensversicherungen im Sinn 

der Richtlinie 2009/138/EG betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und 

Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (Neufassung), ABl. Nr. L 335 vom 17.12.2009 S. 1, zuletzt 

geändert durch die Richtlinie 2014/51/EU, ABl. Nr. L 153 vom 22.05.2014 S. 1, und bei 

Fernabsatzverträgen über die Altersversorgung von Einzelpersonen aber 30 Tage. Die Frist ist 

jedenfalls gewahrt, wenn der Rücktritt schriftlich oder auf einem anderen, dem Empfänger zur 

Verfügung stehenden und zugänglichen dauerhaften Datenträger erklärt und diese Erklärung vor 
dem Ablauf der Frist abgesendet wird. 

(3) Die Rücktrittsfrist beginnt mit dem Tag des Vertragsabschlusses. Bei Lebensversicherungen 

(Abs. 2) beginnt die Frist mit dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher über den Abschluss des 
Vertrags informiert wird. 

(4) Hat aber der Verbraucher die Vertragsbedingungen und Vertriebsinformationen erst nach 

Vertragsabschluss erhalten, so beginnt die Rücktrittsfrist mit dem Erhalt aller dieser Bedingungen 
und Informationen. 

(5) Innerhalb der Rücktrittsfrist darf mit der Erfüllung des Vertrags erst nach ausdrücklicher 

Zustimmung des Verbrauchers begonnen werden. 

 

Ausnahmen vom Rücktrittsrecht 

§ 10. 

 Der Verbraucher hat kein Rücktrittsrecht bei 

1. Verträgen über Finanzdienstleistungen, deren Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen 

unterliegt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat und die innerhalb der Rücktrittsfrist 

auftreten können, insbesondere über 
 Dienstleistungen im Zusammenhang mit 

a) Devisen, 

b) Geldmarktinstrumenten, 

c) handelbaren Wertpapieren, 

d) Anteilen an Anlagegesellschaften, 

e) Finanztermingeschäften (Futures) einschließlich gleichwertiger Instrumente mit 
Barzahlung, 

f) Zinstermingeschäften (FRA), 

g) Zins- und Devisenswaps sowie Swaps auf Aktien- oder Aktienindexbasis („Equity Swaps“) 
sowie 

h) Kauf- oder Verkaufsoptionen auf alle in lit. a bis g genannten Instrumente einschließlich 
gleichwertiger Instrumente mit Barzahlung, wie insbesondere Devisen- und Zinsoptionen; 

2. Verträgen über Reise- und Gepäckversicherungen oder ähnliche kurzfristige Versicherungen mit 

einer Laufzeit von weniger als einem Monat und 

3. Verträgen, die mit ausdrücklicher Zustimmung des Verbrauchers von beiden Seiten bereits voll 

erfüllt wurden, bevor der Verbraucher sein Rücktrittsrecht ausübt. 

 

  



4. Standesregeln der Kreditvermittlung (StaRKv) 

 

Höchstbeträge der Provisionen oder sonstigen Vergütungen im Bereich der 

Personalkreditvermittlung 

§ 9. 

 Die Provision oder sonstige Vergütung für die Vermittlung von Personalkrediten darf 5 vH der 

Bruttokreditsumme nicht übersteigen. In dem der Berechnung zugrunde zu legenden 

Bruttokreditbetrag dürfen keine Zinsen enthalten sein. 

 


